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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Wittmann (Straubing), Dr. Gruhl, Dr. Haenschke, 
Dr. Jahn (Braunschweig) und Genossen 


betr. Beschlüsse der III. Internationalen Parlamentarierkonferenz 
zu Umweltfragen 


Die III. Internationale Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 
gen, die vom 8. bis 10. April 1974 in Nairobi tagte, hatte sich 
zur Aufgabe gemacht zu überprüfen, inwieweit die internatio- 
nalen Aktionsprogramme zu Umweltfragen realisiert worden 
sind. Dabei wurden Resolutionen der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, des Verwaltungsausschusses des Umwelt- 
programmes der Vereinten Nationen (UNEP) und die Empfeh- 
lungen internationaler Organisationen mit einbezogen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Ist die Bundesregierung bereit, 

1. auf internationaler Ebene dazu beizutragen, daß die von 
129 Abgeordneten aus 46 Parlamenten in ihren Resolutionen 
getroffenen Festlegungen und Empfehlungen (siehe Anlage) 
zu bisher nicht durchgeführten Umwelt- Aktionen aufgegrif- 
fen werden, 

2. dem Bundestag darüber zu berichten, 

a) wo ggf. in der Zusammenarbeit mit dem Umweltpro- 
gramm der Vereinten Nationen die Gründe für gewisse 
Schwierigkeiten, insbesondere bei der Finanzierung, zu 
suchen sind, 

b) welchen Schritten auf internationaler Ebene sie Priorität 
gibt? 


Bonn, den 13. September 1974 
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Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 
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Resolutionen 

I Maßnahmen der Parlamentarier 

In Anbetracht der Tatsache, daß die Entschließungen 
der Dritten Internationalen Parlamentarierkonferenz 
zu Umweltfragen an die Regierungen gerichtet sind; 

von dem Wunsch geleitet, daß die Parlamentarier 
aller Länder, die die Gesetzgeber der Welt sind, 
Maßnahmen treffen, um die Durchführung dieser 
Entschließungen sicherzustellen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Uinweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert alle Parlamentarier auf, in ihren eigenen 
Parlamenten die Probleme aufzugreifen, die in den 
Entschließungen dieser Konferenz behandelt wer- 
den, und alle notwendigen Maßnahmen zu treffen, 
damit diese Entschließungen effektiv durchgeführt 
werden. 

II Grenzüberschreitende Umweltschäden 

In Anbetracht der in Grundsatz 21 der Deklaration 
der Konferenz der Vereinten Nationen über die 
Umwelt des Menschen (Stockholm 1972) enthaltenen 
Feststellung, daß es Aufgabe der Staaten ist sicher- 
zustellen, daß durch Tätigkeiten innerhalb ihres 
Hoheits- und Kontrollbereichs der Umwelt in ande- 
ren Staaten oder Gebieten außerhalb ihres nationa- 
len Hoheitsbereichs kein Schaden zugefügt wird; 

eingedenk dessen, daß die Staaten nach Grundsatz 
22 dieser Erklärung zur Zusammenarbeit bei der 
Weiterentwicklung des Völkerrechts im Hinblick auf 
die Haftung und Entschädigung in diesem Bereich 
aufgerufen werden; 

unter Berücksichtigung der Empfehlung 85 des 
Aktionsplans der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen über die Umwelt des Menschen (Stockholm 
1972), in der die Methoden zur Ermittlung der 
Schmutzstoffe behandelt werden, und der Empfeh- 
lung 74 dieses Aktionsplans, die sich mit der Vor- 
warnung im Hinblick auf Schmutzstoffe befaßt, und 
die beide in anderen Resolutionen dieser Dritten 
Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen bekräftigt 
wurden; 

in der Erkenntnis, daß die Regierungen der nor- 
dischen Staaten eine Konvention über das Vorgehen 
bei grenzüberschreitenden umweltschädigenden Tä- 
tigkeiten geschlossen haben, die vorsieht, daß die 
Behörden eines Landes die Interessen der Nachbar- 
staaten bei diesem Vorgehen berücksichtigen, und 
die den betroffenen Bürgern eines Nachbarstaates 
das Recht gibt, ein Rechtsverfahren im erstgenann- 
ten Staat anhängig zu machen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

ruft dazu auf, weitere internationale Abkommen 
über den Gegenstand der Grundsätze 21 und 22 
der Deklaration von Stockholm auf der allgemeinen 


Anlage 

Grundlage der obengenannten Konvention der nor- 
dischen Staaten unter Berücksichtigung des öffent- 
lichen und des Privatrechts zu schließen. 

III Erdwacht 

In Kenntnis der Maßnahmen, die auf der Zweiten 
Sitzung des UNEP-Lenkungsausschusses ergriffen 
wurden, den Geschäftsführenden Direktor zu beauf- 
tragen, die Arbeit an der Errichtung der Erdwacht, 
bestehend aus dem Globalen Umweltüberwachungs- 
system (GEMS) und dem Internationalen Nachweis- 
system für Quellen der Umweltinformation (IRS), 
fortzusetzen; 

in der Annahme, daß diese Systeme eine neue Mög- 
lichkeit zur Informierung, unter anderem der Parla- 
mentarier, über den täglichen Fortschritt in der 
Überwachung, Messung und in Schutzmaßnahmen 
für die Umwelt bieten; 

besorgt über den langsamen Fortschritt, der erzielt 
wird, um diese Systeme in ein funktionsfähiges Sta- 
dium zu bringen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert alle Regierungen, die im UNEP-Lenkungs- 
ausschuß vertreten sind, auf: 

a) auf schnellere Maßnahmen zu drängen, um die 
Erdwacht in vollem Umfang operabel zu machen; 
und 

b) für die Entwicklung einer angemessenen wissen- 
schaftlichen Methodologie und funktionsgerechte 
Elemente für GEMS zu sorgen und sich dafür 
einzusetzen, daß GEMS mit aller Dringlichkeit 
entwickelt wird, um sowohl Wasser- als auch 
Luftverschmutzungen abzudecken; 

und fordert alle Parlamentarier dringend auf, darauf 
zu drängen, daß die Parlamentarier Zugang zu GEMS 
und IRS als Nachweisdienste erhalten, um ihrem 
Informationsbedürfnis Rechnung zu tragen. 

IV Lärmbekämpfung 

In Anbetracht der Empfehlung 14 des Aktionsplans 
der Konferenz der Vereinten Nationen über die 
menschliche Umwelt (Stockholm 1972) bezüglich der 
Lärmbekämpfung ; 

besorgt über die ernsten Dauerschäden für die kör- 
perliche und psychische Gesundheit des Menschen, 
die durch einen hohen Lärmpegel verursacht wer- 
den; 

in Kenntnis der Tatsache, daß bisher nur wenige Re- 
gierungen gesetzliche Bestimmungen zur Begren- 
zung übermäßigen Lärms erlassen haben; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt den Regierungen, möglichst schnell Ge- 
setze zur Begrenzung der Lärmemissionen zu erlas- 
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sen, die folgende Vorschriften enthalten sollen: 

a) die Festsetzung maximaler Grenzwerte für Lärm- 
emissionen in Fabriken, Industriegebieten und 
großen Städten; dieser Grenzwert darf auf keinen 
Fall 85 dB/A übersteigen; 

b) die Begrenzung auch des Fluglärms; während der 
Zeit, in der gegenwärtig produzierte Flugzeug- 
typen mit starken Lärmemissionen noch in Be- 
trieb sind, soll eine Lärmabgabe eingeführt wer- 
den, um die Fluggesellschaften zu veranlassen, 
die gegenwärtige Lärmbelästigung zu reduzieren 
(z. B. durch Erhöhung bzw. Senkung der Lande- 
gebühren, wenn die Lärmemissionen bestimmte 
Grenzen über- oder unterschreiten); 

c) die Verpflichtung, Aufklärungs- und Erziehungs- 
maßnahmen zu treffen, um das Öffentliche Be- 
wußtsein über die wenig beachteten Gefahren des 
Lärms zu stärken; 

und fordert, daß Maßnahmen getroffen werden, um 
die bestehenden internationalen Abkommen über die 
Begrenzung des Fluglärms zu revidieren, insbeson- 
dere Anlage 16 der Konvention über die Organisa- 
tion für die Zivilluftfahrt, um unter Berücksichti- 
gung des Standes der Technik die Lärmgrenzwerte 
zu senken, und daß eine allgemeine internationale 
Konvention abgeschlossen wird, die eine generelle 
Reduzierung des Lärms vorsieht. 

V ökozid 

Eingedenk des Grundsatzes 26 der Deklaration der 
Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt 
des Menschen (Stockholm 1972), in dem bekräftigt 
wird, daß der Mensch und seine Umgebung von der 
Wirkung von Nuklearwaffen und anderen Massen- 
zerstörungsmitteln verschont werden muß und in 
dem die Abschaffung und völlige Zerstörung solcher 
Waffen gefordert wird; 

weiter eingedenk der Resolution 5 der Zweiten 
Internationalen Parlamentarierkonferenz, die inter- 
nationale Maßnahmen zur Herbeiführung eines 
Verbots der Kernwaffentests in der Atmosphäre 
fordert; 

in der Überzeugung, daß alle Bemühungen unter- 
nommen werden sollten, um den unnötigen Ver- 
brauch der Hilfsquellen der Welt zu verringern, 
der durch die Herstellung von Waffen verursacht 
wird, und um einen Ökozid und die drohende gene- 
relle Zerstörung des menschlichen Lebens und unse- 
rer Umwelt zu vermeiden, die damit verbunden ist; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

unterstreicht die günstigen Umwelterwartungen, die 
sich durch militärisches Disengagement, die Auf- 
lösung der militärischen Blöcke, die Beendigung 
jeder Form von Propadanda gegen den Frieden und 
durch die Zusammenarbeit der Völker der Welt er- 
geben; 


und fordert alle Regierungen dringend auf, die Ab- 
rüstungsgespräche zu einem erfolgreichen Abschluß 
zu bringen, um in die Lage versetzt zu werden, die 
Herstellung und den Gebrauch von Kernwaffen und 
anderen Massenzerstörungsmitteln zu verbieten, 
und, als zwischenzeitliche Maßnahme bis zu solchem 
Verbot, umgehend kernwaffenfreie Zonen in ver- 
schiedenen Teilen der Welt zu schaffen. 

VI Verursacherprinzip 

Eingedenk des allgemeinen Grundsatzes, daß die 
Kosten der Verschmutzung sowie von Umweltschä- 
den vom Verursacher zu tragen sind, was als Grund- 
satz von verschiedenen Regierungen angenommen 
wurde; 

in der Erkenntnis, daß eine unmittelbare Anwen- 
dung dieses Grundsatzes jedoch unter bestimmten 
Umständen die Kosten für die Enderzeugnisse so 
erhöhen kann, daß Bürger mit einem geringen Ein- 
kommen durch diese Kosten unerträglich belastet 
werden können; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die Regierungen auf, Mittel und Wege im 
Bereich der Besteuerung und Finanzierung ins Auge 
zu fassen, wie derartige Lasten verringert v/erden 
könnten, besonders dort, wo sie sich auf lebens- 
wichtige Güter und Dienstleistungen erstrecken. 

VII Energie 

In dem Bewußtsein, daß die verfügbaren Energie- 
vorräte aus den gegenwärtig nutzbaren Quellen be- 
grenzt sind; 

im Hinblick darauf, daß Forschung und Entwicklung 
bemüht sind, die Versorgung mit verfügbarer Ener- 
gie aus zusätzlichen Quellen, u. a. Kernspaltung und 
Sonnenenergie, zu erhöhen; 

in der Erkenntnis, daß die Sicherstellung der erfor- 
derlichen Energieversorgung für die Industrie- und 
Entwicklungsländer gleichermaßen ein drückendes 
Problem der heutigen und künftigen Politik darstellt; 
in dem Bemühen, darauf zu achten, daß Energie, wo 
immer möglich, erhalten bleibt und daß ein unnö- 
tiger und verschwenderischer Verbrauch soweit wie 
möglich eingeschränkt wird; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt den Regierungen, daß im Rahmen der Ver- 
einten Nationen internationale Maßnahmen getrof- 
fen werden, um die Frage einer rationellen Nutzung 
der Energie sorgfältig zu untersuchen und auf der 
Grundlage einer solchen Untersuchung ein interna- 
tionales Energiesparprogramm aufzustellen, das um- 
faßt: 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7 125Z2 


a) Schritte, um die Energieverbraucher darüber auf- 
zuklären, wie ein verschwenderischer Verbrauch 
vermieden werden kann; 

b) Schritte, um Erzeugnisse, Produktionsverfahren 
und Dienstleistungen, die einen übermäßigen 
Energieverbrauch mit sich bringen, durch steuer- 
liche oder sonstige finanzielle Maßnahmen zu 
belasten; 

fordert, daß die Nutzung erneuerbarer Energiequel- 
len verstärkt und die Bemühungen intensiviert wer- 
den, um die Technologien der Energieerzeugung, 
durch die Energie aus zusätzlichen Quellen erschlos- 
sen wird, oder durch die eine leistungsfähigere Ener- 
gieproduktion aus den vorhandenen Quellen möglich 
ist, auf ein wirtschaftliches Niveau zu bringen und 
dabei sicherzustellen, daß durch diese Technologien 
keine ernsten Schäden für die Beschaffenheit der 
Umwelt entstehen; 

appelliert an alle Regierungen, dem Schutze der Um- 
welt Vorrang einzuräumen, wo immer ernste Kon- 
flikte zwischen der Energieerzeugung und der Um- 
weltqualität entstehen. 

Vni Export von Verschmutzung 

In Anbetracht der Tatsache, daß einige Industrien 
ihre A.nlagen in Entwicklungsländern einrichten, ein- 
zig und alleine, um die strengeren Gesetze über die 
Verschinutzungskontrolle in ihren eigenen Staaten 
zu vermeiden; 

in Anbetracht auch der Tatsache, daß Umweltschä- 
den, die von solchen Anlagen ausgehen, sich auf die 
Umwelt der ganzen Erde auswirken; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert dringend, daß die Regierungen in diesen 
oben spezifizierten Fällen auf die ausländischen 
Gesellschaften, die Anlagen auf ihrem Territorium 
errichten wollen, diesselben Verschmutzungsstan- 
dards anwenden, die diese Gesellschaften in ihrem 
eigenen Land zu beachten haben. 

IX U m weit Verträglichkeitserklärungen 

In Anbetracht dessen, daß das Verfahren der Auf- 
stellung von Umweltverträglidikeitserklärungen in 
verschiedenen Staaten Anwendung findet, um zu 
gewährleisten, daß die umweltrelevanten Faktoren 
im Pvahmen der legislativen und projektorientierten 
Entscheidungsprozesse berücksichtigt werden; 

Ul der Erkenntnis, daß andere Regierungen die An- 
nahme dieses Verfahrens oder analoger Techniken 
für die frühzeitige Beurteilung staatlicher Maßnah- 
men und Entwicklungen ins Auge fassen, durch die 
eine wesentliche Beeinträchtigung der Umwelt er- 
folgt; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 


empfiehlt, daß die Regierungen, soweit angemessen, 
das Verfahren der Umweltverträglichkeitserklärung 
oder analoger Techniken im Rahmen ihrer jeweili- 
gen institutionellen und Rechtssysteme anwenden 
und diese Beurteilung der Umweltaspekte in ihre 
Gesetzgebung aufnehmen; 

empfiehlt weiter, daß im Rahmen dieser Gesetzge- 
bung Vorkehrungen getroffen werden; 

a) um alle bedeutenden privaten und öffentlichen 
(staatlichen) Vorhaben und Maßnahmen darin 
aufzunehmen; 

b) um zu vermeiden, daß diese bedeutenden Vor- 
haben und Maßnahmen in Angriff genommen 
werden, ehe nicht zuvor geeignete Sicherheits- 
vorkehrungen für die Umwelt getroffen sind, wie 
sie sich im Rahmen des Beurteilungsprozesses als 
erforderlich erwiesen haben; 

c) um eine kontinuierliche Beurteilung während und 
nach der Erstellung eines Vorhabens oder der 
Durchführung einer Maßnahme sicherzustellen, 
um so zu gewährleisten, daß die Durchführung 
tatsächlich mit den erwarteten Ergebnissen über- 
einstimmt, wie sie in der Umweltverträglichkeits- 
erklärung ausgesprochen wurden und daß dort, 
wo dies nicht der Fall ist, Abhilfe-(Korrektur-) 
maßnahmen getroffen werden, um die eingetrete- 
nen übermäßigen Umweltschäden abzuschwächen, 
wobei diese Maßnahmen in Extremfällen die Be- 
endigung, Aufgabe oder Einstellung eines Vor- 
habens oder einer Maßnahme erfordern, die auf- 
grund der zu starken Schädigung der Umwelt 
nicht länger zu rechtfertigen sind; und 

d) um die Erweiterung der solchermaßen entwickel- 
ten Umweltbeurteilungsverfahren auf die Vor- 
haben und Maßnahmen auszudehnen, die, im 
Gegensatz zu den rein nationalen Auswirkungen, 
von internationaler Wirkung sind. 

X Regionale Zusammenarbeit 

Eingedenk der Tatsache, daß die Umweltprobleme 
in Ländern bestimmter Regionen häufig durch viele 
gemeinsame Elemente gekennzeichnet sind; 

und weiter eingedenk der Empfehlung 102 des 
Aktionsplans der Vereinten Nationen über die Um- 
welt des Menschen (Stockholm 1972), die sich auf 
verschiedene Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit Umweltfragen erstreckt, mit denen sich regio- 
nale Organisationen befassen sollten; 

in Anbetracht der besonderen Vorteile solcher Orga- 
nisationen bei der Durchführung der Zusammen- 
arbeit zwischen Ländern, die ein gemeinsames Inter- 
esse an den von ihnen geteilten Hilfsquellen des 
Meeres haben, wie z. B. die durch die Nordsee- und 
Ostsee-Konvention geschaffenen Organisationen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 
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fordert die Regierungen dringend auf, Abkommen 
abzuschließen und regionale Institutionen zur Zu- 
sammenarbeit zu schaffen, u. a. für den Austausch 
von Informationen über alle mit Umweltfragen zu- 
sammenhängende Bereiche, um sicherzustellen, daß 
die Umweltbelange der Region als Ganzes beachtet 
werden. 

XI Planung in Grenzgebieten 

In Anbetracht der Empfehlung 37 des Aktionsplans 
der Konferenz der Vereinten Nationen über die 
Umwelt des Menschen (Stockholm 1972), die sich 
mit der Zusammenarbeit bei der Verwaltung be- 
nachbarter oder angrenzender Schutzgebiete be- 
faßt; 

unter Berücksichtigung der verschiedenen gesetz- 
lichen und administrativen Maßnahmen, wie sie z. B. 
vom Europarat vorgesehen sind, um die Zusammen- 
arbeit zwischen staatlichen und kommunalen Stellen 
in Grenzgebieten auf dem Gebiet von Umweltange- 
legenheiten zu verbessern; 

weiter unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die 
erste Ministerkonferenz für Umweltfragen der Euro- 
päischen Gemeinschaften (Bonn 1972) der Beratung 
zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaften im 
Hinblick auf die Umweltaspekte der für Grenzge- 
biete üufgestelltcn Entwicklungspläne Vorrang ein- 
geräumt hat; 

und weiter unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
entsprechende Maßnahmen innerhalb Osteuropas 
getroffen wmrden; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umwcltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, arn 10. April 1974: 

fordert alle Regierungen auf, Schritte zu unterneh- 
men, uni: 

a) besondere Mechanismen für die gemeinsame Pla- 
nung in Grenzgebieten zu schaffen unter beson- 
derer Berücksichtigung der Planung der Land- 
nutzung und anderer Umweltfragen; und 

b) dafür zu sorgen, daß die Bürger auf beiden Sei- 
ten der Grenze an solchen gemeinsamen Pla- 
nungsarbeiten beteiligt werden. 

XII Internationale Fischereiabkommen 

Hinweisend auf Empfehlung 50 des Aktionsplans der 
Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt 
des Menschen (Stockholm 1972), die dazu aufruft, 
die bestehenden internationalen und regionalen 
Fischereiabkommen wirksamer zu machen und solche 
Abkommen dort, wo sie noch nicht bestehen, einzu- 
führen ; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die betroffenen Regierungen auf: 


a) von der Seerechtskonferenz zu verlangen, daß sie 
die Annahme von Grundsätzen betreffend die 
Fischerei-Ressourcen ins Auge faßt und für eine 
Koordinierung der bestehenden Fischereiabkom- 
men sorgt; dabei sollen die besonderen Rechte 
und Zuständigkeiten der Küstenstaaten bei der 
Bewirtschaftung der Hilfsquellen des Meeres zum 
Zw^ecke der Erhaltung und nachhaltigen Nut- 
zung dieser Hilfsquellen berücksichtigt werden; 

b) bestehende Fischereiabkommen dahin gehend zu 
überarbeiten oder zu revidieren, daß eine wirk- 
same Kontrolle der Fischerei-Ressourcen sicher- 
gestellt wird; 

c) in bestehende und künftige Fischereiabkommen 
Fischereiaufsichtsbestimmungen einzufügen, die 
den Küstenstaaten in Anbetracht ihrer besonde- 
ren Zuständigkeit auch solche Rechte geben, die 
Aufsicht über die Fischerei wahrzunehmen und 
alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 
eine solche Aufsicht wirksam auszuüben, wäh- 
rend auf hoher See eine internationale Kontrolle 
stattzufinden hat; 

d) neue Fischereiabkommen abzuschließen für Ge- 
biete, die nicht unter der Jurisdiktion der Küsten- 
staaten liegen, und für Arten, die durch be- 
stehende Abkommen nicht abgedeckt sind; 

e) die Vorschriften internationaler Fischereiabkom- 
men ini Hinblick auf die Erhaltung der Fischbe- 
stände einzuhalten; 

f) die Forschung bezüglich der Zucht und Pflege 
der verschiedenen Fischarten zu fördern. 

XIII Kommissionen für Flußeinzugsgebiete 

Eingedenk der Empfehlung 51 des Aktionsplans der 
Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt 
des Menschen (Stockholm 1972), in der die Bildung 
von Kommissionen für Fiußeinzugsgebiete oder 
eines anderen geeigneten Mechanismus für die Zu- 
sammenarbeit zwischen den Staaten im Hinblick 
auf Wasserressourcen gefordert wird, die diese Staa- 
ten miteinander teilen; 

in der Besorgnis darüber, daß es für viele bedeu- 
tende Flußgebiete keine solche Kommissionen gibt; 

in der Besorgnis über das völlige Unvermögen vie- 
ler bestehender Kommissionen für Fiußeinzugsge- 
biete - insbesondere solcher in Europa -, eine wirk- 
same gemeinschaftliche Verwaltung der gemein- 
samen Wasserressourcen herbeizuführen; u. a. eine 
Verbesserung der Wasserqualität; 

in der Überzeugung, daß es keine außergewöhn- 
lichen technischen und politischen Hindernisse gibt, 
die eine wirksame Durchführung der UNCHE-Emp- 
fehlung 51 oder von Maßnahmen ausschließen, die 
ein wirksames Funktionieren der bestehenden Kom- 
missionen für Flußeinzugsgebiete gewährleisten; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChG 7 


fordert von den betreffenden Regierungen, daß sie 
umgehend Schritte unternehmen, um die Arbeit der 
vorhandenen Kommissionen für Flußeinzugsgebiete 
zu verbessern und sie nötigenfalls mit weiteren Voll- 
machten auszustatten, um voll leistungsfähige Kom- 
missionen für Flußeinzugsgebiete und sonstige be- 
deutende, von mehreren Staaten geteilte Gewässer 
zu schaffen. 

XIV Verwaltung der abgeschlossenen Gewässer 

Die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt, daß die Anrainerstaaten Schritte unter- 
nehmen, um feste und verbindliche Abkommen zur 
Gewährleistung des ökologischen Gleichgewichts 
in abgeschlossenen Gewässern und Seen abzuschlie- 
ßen, die wirksame Maßnahmen gegen die Ver- 
schmutzung zum Inhalt haben. 

XV Landwirtschaftliche Entwicklung 

Jn der Besorgnis über die Vergeudung von Flilfs- 
quellen und die mit vielen auf eine Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktion - speziell in tropi- 
schen Gebieten - ausgerichteten Entwicklungspro- j 
g rammen verbundenen Auswirkungen auf die Um- 
welt; 

in der liberzeugimg, daß soziologisch-kulturelle und 
politische Faktoren von entscheidender Bedeutung 
für die Steigerung der Produktion sind und genau 
so wdchtig wie andere entscheidende Faktoren, z. B. 
Klima und Bodenbeschaffenheit, sein werden; 

die Diitte Internationale Parlainentarierkonferenz zu 
Umw eltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert, daß die Regierungen und zwischenstaat- 
lichen Stellen diesen nichtbioiogischen Aspekten der 
landwirtschaftlichen Entwicklung größere Aufmerk- 
samkeit schenken und daß diese Aspekte Berück- 
sichtigung finden, sobald Vorhaben auf dem Gebiete 
einer integrierten Schädlingsbekämpfung, Erosions- 
bekämpfung und dergleichen ins Auge gefaßt wer- 
den. 

XVI Agro-Chemikalien 

Eingedenk der Bedeutung der sich aus der Verwen- 
dung von Chemikalien in der Landwirtschaft erge- 
benden Probleme und Gefahren; 

in Erwägung der Notwendigkeit der Flerstellung 
eines Gleichgewichtes zwischen der Ertragsfähigkeit, 
der Erhaltung der natürlichen Umwelt und der 
menschlichen Gesundheit; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die Regierungen auf, wo immer möglich, 
im Rahmen von international koordinierten 
Aktionen Maßnahmen zur Förderung des Ersatzes 


von Agro-Chemikalien durch bio-dynamische und 
biologisch abbaubare Stoffe zu treffen, die, da ihre 
Einwirkung auf die ökologischen Systeme nach den 
Gesetzen der Natur verläuft, die Ertragsfähigkeit 
des Bodens verbessern und zur Schädlingsbekämp- 
fung beitragen; dabei ist im voraus sicherzustellen, 
daß die neuen Substanzen wirksam und unschädlich 
sind. 

XVII Erhaltung des Waldes 

In Anbetracht der Empfehlungen 24 und 25 der Kon- 
ferenz der Vereinten Nationen über die menschliche 
Umwelt (Stockholm 1972) bezüglich der Erhaltung 
und Pflege des Waldes und fortlaufenden Überwa- 
chung des Waldbestands der Erde; 

besorgt über die andauernde Zerstörung von Wäl- 
dern durch unüberlegte Entwicklungsprojekte mit 
ernsten ökologischen Folgen, insbesondere Verlust 
der Bodenfruchtbarkeit, starke Erosion, Absenkung 
des Grundwasserspiegels, Verschlechterung des Kli- 
i rnas usw., die zwar zu kurzfristigen wirtschaftlichen 
’ V^orteilen, aber zu einem langfristigen Verlust an 
w ertvollen natürlichen Flilfsquellen führen; 

besorgt über falsche forstwürtschaftliche Methoden 
wüe Kahl schlag von tropischen Wäldern, die die Ver- 
luste noch verschlimmern; 

die i^ritte Internationale Parlamentarierkonfercnz zu 
Umweltfrayen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die Regierungen auf, alle nur möglichen 
Ma [^nahmen zum Schutz und zur Erhaltung des 
Waldbestands der Erde zu treffen, insbesondere 
Wald Verluste durch die erwähnten Formen falscher 
VValdniitzung durch Aufforstungen auszugleichen: 

fordert ferner, daß Jede Waldnutzung den Grund- 
sätzen nachhaltiger Nutzung entsprechen muß, um 
anstelle kurzfristiger gegenwärtiger Bedürfnisse den 
Bedürfnissen zukünftiger Generationen gerecht zu 
v/erden; 

und appelliert an die Regierungen und internatio- 
nalen Gremien, die Forschung über Bewirtschaftung 
und Erhaltung der Wälder zu verstärken, Infor- 
mationen über Forschungsergebnisse und über ver- 
besserte Bewirtschaftungsmethoden auszutauschen 
und das öffentliche Bewußtsein über den bleiben- 
den Wert des Waldes als natürliche Hilfsquelle zu 
fördern. 

XVIII Verwaltung der nicht erneuerungsfähigen 
Hilfsquellen der Welt 

Im Hinblick darauf, daß die Grundsätze 2, 5 und 21 
der Deklaration der Konferenz der Vereinten Na- 
tionen über die Umwelt des Menschen (Stockholm 
1972) zu potentiell unvereinbaren Standpunkten ge- 
führt haben, und zwar je nachdem, ob es sich um 
ein entwickeltes Land handelt, das viele knappe, 
nicht erneuerungsfähige Rohstoffe verbraucht, oder 
ein Entwicklungsland, das über solche Hilfsquellen 
verfügt: während das erstgenannte Land einen billi- 
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gen und ständigen Zugang zu den Hilfsquellen for- 
dert, die außerhalb seiner Grenzen liegen, will das 
letztere die Nutzung durch Außenstehende kontrol- 
lieren und die Erträge aus diesen Hilfsquellen stei- 
gern; 

in der Überzeugung, daß es auf lange Sicht für alle 
Länder von Vorteil ist, Verschwendung und Über- 
nutzung von nicht erneuerungsfähigen Hilfsquellen 
zu beenden und die Produktion auf einem Niveau 
zu halten, die den Bedürfnissen der Menschheit in 
angemessener Weise entspricht; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt, daß die entwickelten Staaten ihre welt- 
weite Nachfrage nach knappen nicht erneuerungs- 
fähigen Rohstoffen eindämmen und daß die mit sol- 
chen Hilfsquellen ausgestatteten Entwicklungslän- 
der den Umfang reduzieren, in dem sie diese Hilfs- 
quellen nutzen. 

XIX Konferenz der Vereinten Nationen - Ausstel- 
lung über menschliche Ansiedlungen 

ln Anbetracht des Beschlusses auf der Zweiten Sit- 
zung des UNEP-Lenkungsausschusses, die Konfe- 
renz-Ausstellung der Vereinten Nationen über 
menschliche Ansiedlungen zu unterstützen; 

in dem Bestreben, daß die Konferenz-Ausstellung 
von größtmöglichen praktischen Nutzen für alle 
Staaten ist; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die Regierungen, die im Vorbereitenden 
Ausschuß für die Konferenz- Ausstellung vertreten 
sind, auf sicherzustellen, daß Habitat '76 ein 
aktionsorientiertes Forum ist, wo die Staaten ihre 
Erfahrungen mit den Problemen der Ansiedlung von 
Menschen austauschen und bestehende praktische 
Erfahrungen genutzt werden können für eine sofor- 
tige Lösung drängender Probleme auf diesem Sek- 
tor. 

XX Menschliche Ansiedlungen 

Eingedenk der Tatsache, daß die Empfehlung 4 des 
Aktionsplans der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen über die Umwelt des Menschen (Stockholm 1972) 
der Konzipierung und Durchführung von Program- 
men zur Befriedigung der Wohnraumbedürfnisse 
Vorrang einräumt, und eingedenk der ausgiebigen 
Erörterungen dieses Gegenstandes in der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen sowie im UNEP- 
Lenkungsausschuß; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die im UNEP-Lenkungsausschuß vertretenen 
Regierungen auf, die Notwendigkeit 


a) der besonderen Unterstützung von Programmen 
im Bereich der menschlichen Ansiedlungen; 

b) der Bereitstellung von technischer Unterstützung, 
Erziehung sowie Unterricht und Ausbildung auf 
diesem Gebiet; 

c) einer besonderen Beachtung der Lebensbedin- 
gungen für Flüchtlinge 

zu unterstreichen. 

XXI Subventionen für die Landwirtschaft 

In Anbetracht der Notwendigkeit von Maßnahmen, 
die es der ländlichen Bevölkerung gestatten, weiter- 
hin in ihren Gebieten, besonders im Gebirge, für 
ihren Lebensunterhalt zu sorgen; 

in Bekräftigung der Notwendigkeit, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verhältnisse in den ländlichen 
Gebieten zu treffen, um der Abwanderung von Men- 
schen in die bereits übervölkerten Städte entgegen- 
zuwirken und auf diese Weise eine Verbesserung 
der Umwelt in der Stadt und auf dem Land herbei- 
zuführen; 

in der Erkenntnis, daß die Fortführung der traditio- 
nellen Landwirtschaft häufig ein wichtiges Element 
zur Erhaltung der Landschaft und zur Verhütung 
unerwünschter Umweltveränderungen darstellt: 

in der Besorgnis, daß die von einigen Regierungen 
getroffenen Maßnahmen in Form der Zahlung von 
Zuschüssen an Landwirte zu einer Schädigung der 
Umwelt führen können, solange keine entsprechen- 
den Kontrollen eingeführt werden; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert, daß die betreffenden Regierungen die Schaf- 
fung alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten in ge- 
birgigen Gegenden durch eine Anregung des Touris- 
mus und anderer geeigneter außer-landwirtschaft- 
licher Bereiche fördern; 

fordert weiter, daß die betreffenden Regierungen ge- 
eignete Maßnahmen - u. a. finanzielle Anreize - 
treffen, damit die traditionellen ländlichen Berufe 
derjenigen erhalten bleiben, deren Existenz davon 
abhängt; 

schlägt jedoch vor, daß solche Maßnahmen unter 
voller Berücksichtigung der umweltrelevanten 
Aspekte erfolgen, um zu verhindern, daß die Gren- 
zen der Belastbarkeit der betroffenen Gebiete über- 
schritten oder andere ökologische Erfordernisse ver- 
letzt werden; dabei ist die Notwendigkeit zu berück- 
sichtigen, die Landwirte für den im Interesse der 
Öffentlichkeit liegenden Aufwand zur Erhaltung der 
Umwelt zu entschädigen. 

XXII Bruttosozialnutzen 

In der Erwägung, daß das Bruttosozialprodukt (BSP), 
wie es heute umschrieben wird, lediglich die in 
einem Lande im Umlauf befindliche Geldmenge (oder 
des entsprechenden Äquivalents) mißt; 
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weiter in der Erwägung, daß dieses Geld für Dinge 
aufgewendet wird, die nützlich oder schädlich sein 
können (z. B. schlägt sich ein verstärkter Bau von 
Schulen - eine gute Sache - als eine Erhöhung des 
BSP nieder, aber eine Erhöhung der Unfälle auf der 
Straße - eine schlechte Sache - kommt ebenfalls in 
einer Erhöhung des BSP zum Ausdruck); 

in dem Wunsche, daß mehr Geld für gute als für 
schlechte Dinge aufgewendet wird; 

im klinblick auf die Notwendigkeit von neuen Tech- 
niken zur Messung des Geldes, das für nützliche 
Dinge ausgegeben wird {„Bruttosozialnutzen"), die 
genau so akkurat sind wie die Techniken, die heute 
benutzt werden, um die Geldmenge zu messen, die 
für alle Dinge ausgegeben wird (BSP); 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die Regierungen auf: 

a) die iin Hinblick auf das Bruttosozialprodukt be- 
stehenden Vorstellungen dahin zu beschränken, 
daß hier ein brauchbares statistisches Instrument 
ensteht; 

b) sich für die Annahme des Bruttosozialnutzens als 
Maßstab für den wirtschaftlichen Fortschritt zu 
entscheiden, wobei der Bruttonationalnutzen de- 
finiert wird als Summe der materiellen Güter 
und Leistungen, die dem Volk zur Verfügung 
stehen; 

c) die Forschung auf dem Gebiete der Definition und 
Messung dieses neuen Begriffes zu fördern; 

d) sich in allen Ländern und unter allen Umständen 
für das Wachstum des Bruttosozialnutzens einzii- 
setzen. 

XXIII Zugang zu Umwelttechnologien 

ln Anbetracht der Tatsache, daß die Umwelt ein ge- 
meinsames Erbe der Menschheit ist und daß zu die- 
sem Gut auch alle Methoden zur Erhaltung und Ver- 
besserung der natürlichen Hilfsquellen gehören; 

überzeugt, daß die Erhaltung und der Schutz der 
Umwelt die Anwendung der fortschrittlichsten Tech- 
nologien erfordern, die vom Menschen erfunden 
worden sind; 

eingedenk der Tatsache, daß nach Grundsatz 20 der 
Deklaration der Konferenz der Vereinten Nationen 
über die Umwelt des Menschen die neuesten Um- 
welttechnologien allen Ländern zur Verfügung ge- 
stellt werden sollten; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert für alle Völker den freien Zugang zu den 
fortschrittlichsten Technologien für die Verbesserung 
der natürlichen Hilfsquellen und den Kampf gegen 
die Verschlechterung der Umweltbedingungen; 


und unterstreicht die Notwendigkeit, daß das ge- 
meinsame Erbe der Menschheit bezüglich der ge- 
nannten Technologien für den Umweltschutz auch 
durch die Aktivität der zuständigen internationalen 
Organisationen gebildet und vermehrt werden sollte. 

XXIV Verwaltung von primären landwirtschaftlichen 
Ressourcen 

In Anbetracht der Tatsache, daß viele primäre Land- 
wirtschaftsprodukte von Entwicklungsländern zu nie- 
drige Preise erzielen; 

besorgt über die Inflation, die sich negativ auf die 
Kaufkraft der Entwicklungsländer auswirkt, die hin- 
sichtlich ihres Einkommens in erster Linie vom Ver- 
kauf solcher Waren abhängen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt den Regierungen die Intensivierung der 
Bemühungen um die Sicherstellung angemessener 
Preise und gerechter Erträge aus solchen Waren. 

XXV Umwelt-Auszeichnung 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonfcrenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

schlägt den einzelnen Parlamenten vor, daß diese in 
ihren Ländern einen Preis aussetzen, der alljährlich 
an die Landesgebiete verliehen wird, in denen Um- 
weltmaßnahmen in hervorragender Weise zur Ver- 
besserung der Lebensqualität der Bürger beigetra- 
gen haben. 

XXVI Zwischenparlamentarische Zusammenarbeit 
am Umwelttag 

Eingedenk der Resolution XXV der Zweiten Inter- 
nationalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 
gen, durch die alle Parlamente aufgefordert werden, 
an diesem Tag Umweltprobleme zu diskutieren; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt, daß die Parlamente bei dieser Gelegen- 
heit Mitglieder benachbarter Parlamente einladen, 
damit diese bei dieser Diskussion zugegen sein und 
sich an ihr beteiligen können. 

XXVII UNEP-Programm 

Nach einer Überprüfung des UNEP-Programms in 
der von der Zweiten Tagung des UNEP-Lenkungs- 
ausschusses verabschiedeten Form; 

besorgt darüber, daß die vielen Wünsche, bestimmte 
Punkte in das Programm aufzunehmen, in erster 
Linie für einzelne Länder wichtig sind; 

weiter besorgt darüber, daß sich das Programm in 
einer Untersuchungsphase befindet, die sich eher auf 
die Sammlung von Daten und Analysen mit Hilfe 
von Expertenkonferenzen und dergleichen als auf 
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unmittelbare Maßnahmen zur Linderung der Um- 
weltprobleme von dringender Bedeutung richtet - 
mit der sich daraus ergebenden möglichen Kritik, 
daß ein zu großer Anteil des UNEP-Budgets für 
administrative und andere nichtproduktive Zwecke 
ausgegeben wird; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert alle im UNEP-Lenkungsausschuß vertrete- 
nen Regierungen auf: 

a) darauf zu bestehen, daß sich UNEP auf Gegen- 
stände von weltweiter Bedeutung konzentriert, 
wie es in Stockholm gefordert wurde, und daß 
UNEP vermeidet, ein Gemisch von Vorhaben von 
örtlicher Bedeutung hervorzubringen; und 

b) auf ein Programm zu drängen, das sich nach Mög- 
lichkeit auf Punkte konzentriert, in denen unmit- 
telbare Maßnahmen zur Förderung der Umwelt- 
qualität getroffen werden können. 

XXVIII Symbol des UN-Umweltprogramms 

Besorgt über den verbreiteten Gebrauch des Sym- 
bols des UN-Umweltprogramms durch private Inter- 
essen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

empfiehlt, daß alle Regierungen Maßnahmen treffen, 
um das Symbol des UN-Umweltprogramms zu schüt- 
zen, und daß sein Gebrauch auf größere Aktionen 
und Programme beschränkt wird, die von den Re- 
gierungen unterstützt werden. 

XXIX Verhältnis von Fachorganisationen der Ver- 
einten Nationen zu UNEP 

In Anbetracht der Tatsache, daß dem Umweltpro- 
gramm der Vereinten Nationen von der General- 
versammlung der Vereinten Nationen der Auftrag 
erteilt wurde, die Umweltprogramme der verschie- 
denen Organe der Vereinten Nationen zu koordi- 
nieren; 

in dem Bewußtsein jedoch, daß die Fachorganisatio- 
nen, wie FAO und UNESCO, ihre eigenen Lenkungs- 
gremien, die nach ihrer Charta eingerichtet worden 
sind und demzufolge einen unabhängigen Status ha- 
ben; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

fordert die Regierungen, die in den Lenkungsgre- 
mien der Fachorganisationen vertreten sind, auf, dar- 
auf zu bestehen, daß diese Organisationen mit 
UNEP kooperieren und daß ihre Umweltaktivitäten 
entsprechend durch UNEP koordiniert werden. 


XXX Bekräftigung früherer Resolutionen 

In Anbetracht der Tatsache, daß während der letzten 
fünf Jahre eine wechselnde Zahl von internationa- 
len und nationalen Organisationen, Konferenzen, 
Versammlungen etc. zu Umweltfragen zahllose Do- 
kumente, Resolutionen, Vorschläge, Empfehlungen 
für Maßnahmen etc. erarbeitet hat; 

weiter in Anbetracht auch der Tatsache, daß viele 
vorgeschlagenen Maßnahmen, sogar die dringend- 
sten, aus verschiedenen Gründen noch nicht ergrif- 
fen worden sind, die hauptsächlich auf Furcht vor 
Souveränitätsverzicht und auf Nationalismus hinaus- 
laufen, was keinen Rechtfertigungsgrund darstellt 
angesichts der Verschlechterung der Verhältnisse in 
der Welt in bezug auf die Nutzung der Hilfsquellen 
und die Umweltverschlechterung; 

entsetzt über die bisherige Untätigkeit und die Ten- 
denzen zu vieler Staaten, Aktionen durch Rhetorik 
zu ersetzen; 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

macht die Regierungen auf die unten aufgelisteten 
Resolutionen der Konferenz aufmerksam; 

bekräftigt, daß es sich hierbei insgesamt um Gegen- 
stände größter Dringlichkeit handelt und daß diesen 
von den einzelnen Staaten und Organisationen hohe 
Priorität eingeräumt werden muß; 

fordert die Regierungen und internationalen Stellen 
dringend auf, aktiv zu werden im Hinblick auf die 
folgenden Resolutionen, mit denen ersucht wurde um 

— einen detaillierten Überblick über von Erschöp- 

fung bedrohten lebenden Hilfsquellen des Mee- 
res UN/GA (XXVIII) 3133 

— - Mitwirkung am Internationalen Geologischen 
Korrelationsprogramm 

UNESCO/GC 17th; Res. 2.313; Rec. 2.31 

— Einrichtung eines wirkungsvollen weltweiten 
Warnsystems für Naturkatastrophen 

UNCHE 18; UNEP/GC 2nd 8 (II) III 2 

— Anregung der Forschung und Ausbildung im Be- 
reich der Erdwissenschaften und damit in Ver- 
bindung stehender Naturgefahren 

UNESCO/GC 17th, Res. 2.314 

— finanzielle und technische Hilfe für die von der 
Dürre betroffenen Länder der Sudan-Sahel-Zone 

UN/GA (XXVIII) 3054.5-9, 11-20 

— Durchführung des UNISIST-Programms zur Über- 
mittlung wissenschaftlicher und technischer In- 
formation UNESCO/GC 17th, Res. 2,131; Rec.2.13 

— Informationsaustausch über 

gesetzliche und administrative Maßnahmen und 
Erziehungs- und Fortbildungsprogramme 

CE (M) 1.1, 2.1, 3.1, 3.2 

Energiefragen UNCHE 58 
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Waldbrände, -Schädlinge und -krankheiten 

UNCHE 26 

Bergbau und Verarbeitung von Bodenschätzen 

UNCHE 56 

Nationalparke UNCHE 35 

genetisches Material UNCHE 41 und 45 

— Erziehung, Ausbildung und Verbreitung von Um- 
weltinformationen unter der Bevölkerung 

UNEP/GC Ist 1 (I) IX 32 

— Durchführung des langfristigen Internationalen 
Hydrologischen Programms 

UNESCO/GC 17th, Res, 2.322, 2.323, 2,3242, Rec. 2.32 

— Entwicklung und Gebrauch von Fernmeßtechni- 
ken zur Überwachung der Hilfsquellen 

UNCHE 67 

— neue Kriterien für die Lenkung der Finanzie- 
rung von menschlichen Ansiedlungen 

UN/GA (XXVIII) 3130 

— Einrichtung eines koordinierten weltweiten Net- 
zes von Instituten für genetische Hilfsquellen 

UNCHE 

— finanzielle Unterstützung einer weltweiten Poli- 
tik für Flora und Fauna I IPCE 1 1 

— Kriterien für die Auflistung gefährdeter Arten 

in Europa CE (M) 2.3, 2.5, 2.6 

— technische und finanzielle Hilfe für die Erhaltung 
von Schutzgebieten und Denkmälern 

UNESCO/GC 17th, Res. 3.431; Rec. 3.41, 3.42 

— Umweltplanung und -Verwaltung im Zusammen- 
hang mit einer Gesamtplanungspolitik und 

die Erstellung von Grundsätzen für die Erhaltung 
der Tier- und Pflanzenwelt unter besonderer Be- 
achtung der ziehenden Arten 

CE (M) 1.2 ~ 1.10, 2.2, 2.3, 2.6, 2.7 

— eine Herabsetzung des Produktionsvolumens syn- 
thetischer Produkte und die Überwachung von 
Unternehmen, die weniger strenge Umweltvor- 
schriften in Entwicklungsländern ausnutzen 

UNCHE 106 

— Einbeziehung umweltrelevanter Überlegungen in 

die Unterstützungsstrategie für Entwicklungslän- 
der UNCHE 109 

— Maßnahmen, die sicherstellen, daß die Prioritäten 
von Entwicklungsländern nicht entstellt sind und 
Beachtung des Grundsatzes, daß finanzielle Mittel 
für Umweltprogramme die Entwicklungsprojekte 
zu ergänzen haben UN/GA (XXVIII) 3002.4 

— Studien über die Anwendung steuerlicher An- 
reize zur Verminderung der Verschmutzung 

I IPCE 18 

— dringende Beachtung der kommenden Probleme 

hinsichtlich der sich erschöpfenden Hilfsquellen 
und des Hungers in der Welt II IPCE 6 


— verstärkte Forschung im Bereich der Sozialwis- 
senschaften 

UNESCO/GC 17th, Res. 3.211, 3.221, 3.231; Rec, 3.21, 

3.22, 3.23 

— Verankerung des Menschenrechts auf eine ge- 
sunde Umwelt I IPCE 6 

XXXI Wahl des Vorbereitenden Ausschusses 

In der Erwägung, daß die Arbeit der Internationalen 
Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen fortge- 
setzt werden sollte; 

in Anerkennung der Verdienste des Vorbereitenden 
Ausschusses, der die Dritte Konferenz mit Umsicht 
und Hingabe organisiert hat; und 

in Übereinstimmung mit der Vorschrift Nr. 14 der 
Verfahrensvorschriften, 

die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz zu 
Umweltfragen, auf ihrer Zusammenkunft in Nairobi, 
Kenia, am 10. April 1974: 

wählt Leila Takla und erneut Lord Kennet, Kerstin 
Aner sowie Wolfgang E. Burhenne als Mitglieder 
reitenden Ausschusses der Vierten Inter- 
nationalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 
gen und 

weist den Vorbereitenden Ausschuß an, die Ent- 
schließungen und Sitzungsberichte der Dritten Kon- 
ferenz an Regierungen, Parlamente und die beteilig- 
ten internationalen Organisationen zu verteilen und 
die erforderlichen parlamentarischen Initiativen zur 
Durchführung der Beschlüsse der Konferenz zu för- 
dern. 

XXXII Danksagung 

Die Dritte Internationale Parlamentarierkonferenz 
zu Umweltfragen dankt mit Abschluß ihrer Sitzun- 
gen dem Volk von Kenia, seinem Präsidenten, sei- 
ner Regierung und seinem Parlament für die herz- 
liche Gastfreundschaft und für ihre Unterstützung 
bei der Organisation dieser Konferenz. 

Erläuterungen 

CE (M) 1.1 

Resolution 1 Punkt 1 ~ Europäische Ministerkonfe- 
renz für Umweltschutz, Europarat, Wien, März 1973 - 
Heft A 22 „Internationale Umweltprogramme I" 
(1974) 

I IPCE 10 

Resolution 10 - Erste Internationale Parlamentarier- 
konferenz zu Umweltfragen, Bonn, Juni 1971 - Heft 
A 2 „Prioritäten für internationale Maßnahmen" 
(1971) 

II IPCE 22 

Resolution 22 - Zweite Internationale Parlamenta- 
rierkonferenz zu Umweltfragen, Wien, Juni 1972 - 
Heft A 9 „Der parlamentarische Standpunkt zur 
Stockholmer Konferenz" (1973) 


n 



Drucksache 7/2532 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


UNCHE 71 

Empfehlung 71 - Konferenz der Vereinten Nationen 
über die Umwelt des Menschen, Stodcholm, Juni 
1972 - Heft A 10 „Stodcholmer Resultate“ (1973) 

UN/GA (XXVII) 2998.1 

Resolution 2998 (XXVII) Punkt 1 - Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen, siebenundzwanzigste 
Sitzungsperiode, New York, Dezember 1972 - Heft 
A 16 „Die Basis der UN-Umweltpolitik“ (1973) 

UN/GA (XXVIII) 3133 

Resolution 3133 (XXVIII) - Generalversammlung 
der Vereinten Nationen, acfatundzwanzigste Sit- 
zungsperiode, New York, Oktober und Dezember 


1973 - Heft A 30 „Internationale Umweltprogram- 
me H“ 

UNEP/GC 1 (I) VII 28 

Beschluß 1 (I) Sektion VII Punkt 28 - Erste Sitzungs- 
periode des Lenkungsaus Schusses für das Umwelt- 
programm der Vereinten Nationen, Genf, Juni 1973 ~ 
Heft A 22 „Internationale Umweltprogramme I" 
(1974) 

UNESCO/GC 17th, Res. 2.313; Rec. 2.31 

Resolution 2.313 und Empfehlung 2.31 - Siebzehnte 
Sitzungsperiode der Konferenz der Organisation 
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur, Paris, Oktober-November 1972 - Heft 
A 22 „Internationale Umweltprogramme I“ (1974) 
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